
Explorationsstolln  

"Im Ergebnis der in Kap. 3.1 dargestellten Voruntersuchungen werden folgende 

Vorhabenbestandteile und Varianten in das Verfahren zur Prüfung der Raumverträglichkeit 

eingebracht, da diese neben ihrer grundsätzlichen Realisierbarkeit bereits nach einer 

überschlägigen Betrachtung geringere raumordnerische Konflikte und somit auch eine 

wirtschaftliche Umsetzbarkeit erwarten lassen: 

• Gewinnung des Rohstoffes in Zinnwald (Bergwerk), Zugang zum Grubenbau über eine 

Rampe (Als Rampe soll der im Hauptbetriebsplan beim Sächsischen Oberbergamt zur 

Zulassung eingereichte Erkundungsstollen genutzt werden)." (Unterlage A, S.23) 

"Bei der später Errichtung des Bergwerkes kann dieser Stollen in die Planung als Zugang zur 

Lagerstätte aufgenommen werden." (Unterlage B, S.12) 

Damit bewahrheitet sich, was bereits mit der Vormachbarkeitsstudie und dem Antrag auf 

Genehmigung eines "Explorationsstollns" auf der Hand lag: Die "Exploration" ist nur ein 

vorgeschobener Grund, um bereits vor dem Rahmenbetriebsplanverfahren den künftigen 

Hauptzugang zum Bergwerk auffahren zu können. Dieser vorgezogene 

Genehmigungsversuch steht für eine Vorgehensweise, die als "Salamitaktik" bekannt ist. 

Spätestens 2017 hatte der Gesetzgeber mit dem "Gesetz zur Modernisierung des Rechts der 

Umweltverträglichkeitsprüfung" klargestellt, dass eine derartige scheibchenweise 

Beantragung von Vorhabensteilen rechtswidrig ist! 

Auch die Kombination "Mit der Realisierung des Förderstollens ist mit Erschütterungen zu 

rechnen. ... Es besteht die Möglichkeit zwei Tunnelbohrmaschinen zu nutzen ..." und, wenige 

Zeilen später im selben Absatz: "Für den Explorationsstollen, der westlich an die BWB 

angrenzt, wurde ein Sicherheitsabstand von 20 m bestimmt" (Unterlage C, S.116) lässt 

faktisch nur die Schlussfolgerung zu, dass das von der Zinnwalder Seite erbohrte Material 

über den "Explorationsstolln" abgefahren werden soll (und damit über die Straßen von 

Zinnwald über Geising, Löwenhain und/oder Lauenstein nach Liebenau.  

 

Vermutlich weil der "Explorationsstolln" bereits innerhalb der Erkundungslizenz zur 

Beantragung eingereicht wurde (Hauptbetriebsplan zur Auffahrung eines Explorationsstollens 

- Aufsuchungsbetriebsplan), sind die Planer offenbar der Meinung, die raumbedeutsamen 

Auswirkungen hier bei der Raumverträglichkeitsprüfung unterschlagen zu können. In der 

"Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Fläche" (Unterlage C, S.151, Tabelle 39) sowie der 

"Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Pflanzen/Biotope und die biologische Vielfalt" 

(S.153, Tabelle 40) finden der im Gebiet der ehemaligen Grenzzollanlage geplante Komplex 

nicht einmal Erwähnung. (Davon abgesehen: eine Genehmigung des vorgezogenen Antrags 

für den Explorationsstollns liegt unseres Wissens noch nicht vor).  

So bleibt in den RVP-Unterlagen auch die raumordnerisch bedeutsamen Fragen ungeklärt, 

welche Gebäude und Anlagen auf der ehemaligen Grenzzollanlage errichtet werden sollen, 

welche Emissionen davon ausgehen werden, welcher Verkehr damit verbunden sein wird, wie 

sich dieser Vorhabenbestandteil auf die umgebenden Naturgüter auswirken würde.    

 

In Erinnerung zu rufen ist aber ganz besonders: laut Planfeststellungsbeschluss von 1998 

Grenzzollanlage hätte längst zurückgebaut werden müssen! Nach harten 

Auseinandersetzungen um die zerstörerischen Auswirkungen auf die hochwertige Natur im 

Raum Zinnwald-Georgenfeld erließ das Regierungspräsidium Dresden 1998 den 

Planfeststellungsbeschluss für die neue Grenzzollanlage (GZA) Zinnwald. Darin wurde - 

faktisch als eine Art Kompromisslösung - festgelegt, dass die GZA nach Wegfall ihres 

Bestimmungszwecks zurückzubauen und zu renaturieren ist.  



Nach Investitionskosten von 80 Millionen DM wurde die GZA 2001 eröffnet. Beim 

Hochwasser 2002 zeigten sich eindrucksvoll die verheerenden Auswirkungen einer derart 

großen versiegelten Fläche. Wegen Zerstörungen entlang der B170 war die GZA bis 2003 

wieder außer Betrieb. Sie verlor ihren Bestimmungszweck mit der Verlagerung des 

Schwerlasttransits auf die 2006 fertiggestellte Autobahn A17, spätestens aber mit dem Beitritt 

Tschechiens zum Schengener Abkommen. 

Bereits 2007 hätte die Grenzzollanlage Zinnwald also laut Planfeststellungsbeschluss aus dem 

wertvollen Naturlebensraum rückstandslos verschwinden müssen. Stattdessen wurde ein Teil 

der versiegelten Flächen von der Stadt Altenberg als Parkplatz weitergenutzt, ein Gebäude 

von der Bundespolizei behalten und später ein weiteres Gebäude zur Asylbewerberunterkunft 

umgenutzt.  

Die ungestrafte faktische Missachtung des Planfeststellungsbeschlusses von 1998 darf auf 

keinen Fall eine stillschweigende "Verjährung" der darin enthaltenen Vorgaben rechtfertigen!  

 

Insbesondere aus Hochwasserschutzgründen muss die versiegelte Fläche endlich dringend 

renaturiert werden. Die Behauptungen: "Durch das Bergwerk Zinnwald ist mit den 

landschaftsplanerischen Empfehlungen für die VRG Vorbeugender Hochwasserschutz 

diverser Funktionen, HWEG, HRB und ÜSG kein maßgeblicher Konflikt zu erwarten." 

(Unterlage C, S. 88) und (für den Wirkfaktor "Unfallgefahr durch Lage im 

Hochwasserentstehungsgebiet"): "Es ergibt sich kein erhöhtes Risiko aufgrund der Lage im 

HWEG 'Geising-Altenberg' durch einen erhöhten Abfluss." (Unterlage C, S.160, Tabelle 42) 

sind vor diesem Hintergrund komplett falsch. Das Hochwasser 2002 führte überdeutlich vor 

Augen, welche gigantischen Wassermassen von den versiegelten und verdichteten Flächen 

der Grenzzollanlage talabwärts schossen. Allein aus diesem Grund muss die 

Renaturierungsverfügung des Planfeststellungsbeschlusses von 1998 dringend umgesetzt 

werden!    

 

Davon abgesehen: Den Bürgern von Zinnwald-Georgenfeld wurde von ZL-Managern 

wiederholt erzählt, dass es sich bei dem Explorationsstolln tatsächlich nur um eine 

Erkundungsmaßnahme handeln solle, die nach Abschluss der Erkundungsarbeiten wieder 

verschlossen wird (Informationsveranstaltungen am 25.6.24 und am 24.9.24 - die Aussagen 

wurden mitgeschrieben und transkribiert). So viel zu Verlässlichkeit von Zusagen der 

Zinnwald Lithium gegenüber der Öffentlichkeit ... 

 


